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Kleine Anfrage 334 

der Fraktion der FDP 

Betr. : Auskünfte der Bundesregierung im Fall Dr. Strack 

Bezug: Kleine Anfrage 315 der Fraktion der FDP und 
Antwort der Bundesregierung 
- Drucksachen 3046, 3134 - 


Wir fragen die Bundesrgierung: 

1. Will die Bundesregierung durch den in ihrer Antwort vorkom- 
menden Satz „Daß überhaupt und gegebenenfalls in welchen 
Punkten Unrichtigkeiten in den Antworten auf die Kleinen Anfra- 
gen 251 und 260 enthalten sind, konnte bisher nicht festgestellt 
werden.” etwa die anfragende Fraktion auffordern, die Unrichtig- 
keit der Antworten der Bundesregierung noch einmal nachzuweisen? 

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß es auch im 
Interesse des Ansehens der Bundesregierung zweckmäßiger ge- 
wesen wäre, den die Anfragen beantwortenden Sachbearbeiter im 
Auswärtigen Amt wegen der bereits zugegebenen oder nachge- 
wiesenen Unrichtigkeiten zur Verantwortung zu ziehen, die 
Richtigstellung offiziell und freiwillig vorzunehmen, vor allem aber 
zu verhindern, daß der Herr Bundesaußenminister fortgesetzt 
zur Unterzeichnung unrichtiger oder ausweichender Antworten 
veranlaßt wird? 

Erblickt die Bundesregierung in der bisherigen Verfahrensweise 
nicht gleichzeitig eine Mißachtung des Parlamentes und eine Be- 
hinderung der Kontrollfunktionen des Bundestages? 

2 . Warum hat die Bundesregierung mit der einseitigen Veröffent- 
lichung der Antwort des Bundespräsidialamtes vom 21. Septem- 
ber 1956 an den Landesminister a. D. Dr. Andersen den Eindruck 
hervorgerufen, als ob der Schreiber dem Herrn Bundespräsidenten 
zugemutet habe, „sich in ein schwebendes Ermittlungsverfahren 
einzuschalten”? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß gegen Dr. Strack gar kein 
Ermittlungsverfahren läuft, sondern ein solches lediglich gegen 
den Staatssekretär Dr. Hallstein, Botschafter Blankenhorn und 
andere anhängig ist? 

Ist der Bundesregierung nicht das Schreiben Dr. Andersens an den 
Herrn Bundespräsidenten vom 18. September 1956 bekannt, das 
lautet: 


Brudc: Buchdruckerei Peter Meier. Bulsdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon »551 



„Sehr verehrter Herr Bundespräsident! 

In Sorge um die Zukunft erlaube ich mir, mich in der Angele- 
genheit Ministerialrat Strack (Ermittlungssache 8 Js 1827 der 
Bonner Staatsanwaltschaft) an Sie zu wenden. Ihr tiefes Empfin- 
den für Gerechtigkeit, betont in einer Ihrer Neujahrsbotschaften, 
veranlaßt mich dazu. Während meiner Tätigkeit 1950/52 als 
Mitglied des Bundesrates habe ich Herrn Dr. Strack als Leiter 
des Referates Nahost im ßundeswirtschaftsministerium ^kennen 
und wegen seiner Charaktereigenschaften und seines Könnens 
sehr schätzen gelernt. Böswillige Zungen haben ihn verleumdet, 
ungerechtfertigte und unhaltbare Maßnahmen sind gegen ihn auf 
Veranlassung höchster Beamter des Auswärtigen Dienstes — sie 
werden sich dafür verantworten müssen — von Herrn Bundes- 
minister Erhard ergriffen worden. Dokumentarbeweise haben 
bereits eindeutig die Haltlosigkeit der wahrheitswidrigen Behaup- 
tungen über das Verhalten von Herrn Dr. Strack ergeben, aber 
dennoch geschieht nichts zu seiner Rehabilitierung. 

Unsere junge Demokratie, das Ansehen unserer Bundesrepublik, 
wird durch solch einen Zustand erheblich berührt. Als Mensch 
und Staatsbürger bitte ich Sie, Herr Bundespräsident, verhüten 
Sie durch Ihr Eingreifen, daß in dieser Sache nicht noch mehr 
Staub aufgewirbelt wird. Sonst könnte diese Sache für die Bundes- 
regierung eine unerquickliche Belastung vor der Bundestagswahl 
im kommenden Herbst zeitigen. 

Zu meinem Bedauern hat Herr Bundeskanzler Dr. Adenauer auf 
meine Briefe vom 25. März, 12. Mai und 13. Juli 1956 in dieser 
Angelegenheit nicht reagiert. 

Mit bester Empfehlung, Herr Bundespräsident, verbleibe ich als 

Ihr sehr ergebener 
Andersen” 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung auch auf den Offenen Brief des 
CDU-Bundestagsabgeordneten Kramei als Erstem Vorsitzenden 
des Deutschen Beamtenbundes, veröffentlicht in der Augustaus- 
gabe 1956 der Zeitschrift „Der Bonner Bundesbeamte ”, durch 
Schweigen zu reagieren, in dem es wörtlich hieß : 

„Diese Schutzpflicht des Staates seinen Beamten gegenüber ist 
im Falle Dr. Strack leider nicht voll in Erscheinung getreten. 
Dadurch ist ein Maß von Beunruhigung in weiten Kreisen 
der Beamtenschaft bemerkbar geworden, das von uns mit 
ernster Sorge beobachtet wird und das so schnell wie möglich 
beseitigt werden sollte. Um dieses Ziel zu erreichen und das 
gegenseitige Vertrauen von Dienstherren und Beamtenschaft 
offenkundig zu machen — im Fall Dr. Strack durch eine aus- 
reichende Rehabilitierung — richtet der Deutsche Beamtenbund 
an Sie, hochverehrter Herr Bundeskanzler, die Bitte, sich 
persönlich in diese Angelegenheit einzuschalten und sie im 
Interesse des unserem demokratischen Rechtsstaat dienenden 
unabhängigen Berufsbeamtentums zu bereinigen.” 
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■*# . Warum verzögert die Bundesregierung durch Jahre hindurch die 
endgültige Rehabilitierung des verleumdeten Ministerialrats 
Dr. Strack, obwohl ein Verfahren gegen ihn überhaupt nicht an- 
hängig ist und alle gegen ihn erhobenen Anschuldigungen und 
Vorwürfe sich als völlig haltlos erwiesen haben? 


Sonn, den 22. Februar 1957 


Dr. Mende und Fraktion 



